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1.1. Beispiel 

Fusionskontrollverfahren

2021: BKartA gibt die Fusion zwischen Rohrdorfer Zement und 

Ganser Baustoffe im Tb Bereich

➢ Rohrdorfer übernimmt  2 Tb Standorte von Ganser im 

Stadtgebiet und der Umgebung von München 

➢ BKartA sieht auch nach der Fusion hinreichenden 

Wettbewerbsdruck zwischen den Tb Herstellern

➢ Prüfung der Einschränkung des Wettbewerbs vertikal 

integrierter Tb Hersteller

➢ Prüfung der Auswirkungen der Fusion auf die betroffenen 

Regionalmärkte
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1.2. Beispiele kartellrechtlicher 

Bußgeldverfahren

2016 Verhängung von Bußgeldern durch die Kommission 

gegen 6 europäische Hersteller von LKW:

• Abgestimmte Verhaltensweisen: Austausch von 

Informationen über Bruttopreislisten 

• Abstimmung eines Zeitplans zur Einführung von 

Abgasnormen und zu  erhebenden Zuschlag

• Gespräche über Nettopreise für einzelne Länder 

• Bußgeldvolumen insgesamt: 2,924 Mrd. € +

Geltendmachung privatrechtlicher 

Schadensersatzansprüche
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1.2. Beispiele kartellrechtlicher 

Bußgeldverfahren

2023 Entscheidung des OLG Düss. zur Regressfähigkeit 

einer Kartellbusse und privater Schadensersatz-

forderungen:

• Teilnahme 2002 – 2015 von V als GF der 

stahlverarbeitenden Unternehmensgruppe X an einem 

Preiskartell mit abgesprochenen Schrott- und 

Legierungszuschlägen, Veröffentlichung 

abgestimmter Preislisten etc.

• 2015 Freistellung von V + Aufhebungsvertrag und 

Durchsuchungen durch BKartA

•
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1.2. Beispiele kartellrechtlicher 

Bußgeldverfahren

• 2017/2018 Settlement zwischen V, den betroffenen 

Unternehmen und dem BKartA => X bezahlt das gegen sie 

verhängte Bußgeld

• 2019: D & O Versicherung von V lehnt Deckung des von X 

gegen V geltend gemachten Schadensersatzes ab

• 2023 Urteil LG Frankfurt: D & O Versicherung muss 

bezahlen bis zur Höhe der Versicherungssumme

• Private Gläubiger von X melden Ansprüche auf 

Schadensersatz an: Regress der Geldbuße+ Freistellung 

von den Schadensersatzforderungen
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1.2. Beispiele kartellrechtlicher 

Bußgeldverfahren

• 2023: Urteil des OLG Düss. in der Berufungsinstanz betr. 

den Regress von X ./. V:

o Privatrechtliche Schadensersatzansprüche gegen X 

sind regressfähig

o V befand sich nicht in schuldausschließendem Irrtum

o Kartellbuße von X ist nicht regressfähig: Zweck der 

Geldbuße ist eine Sanktion gegen die Gesellschaft 

=> angemessene Kontrolle über ihre Organe
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1.3. Kartellverbot

➢ Das Kartellverbot verbietet:

▪ Vereinbarungen

▪ die eine Wettbewerbsbeschränkung bezwecken oder
bewirken

• Vereinbarung = Zum Ausdruck bringen eines
gemeinsamen Willens zu einem Marktverhalten:
grundsätzliche Übereinstimmung reicht aus

• rechtliche Bindung oder Verpflichtung nicht
erforderlich; Sanktionen gesellschaftlicher,
moralischer oder wirtschaftlicher Art [„gentlemen‘s
agreement“] sind ausreichend
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1.3. Kartellverbot

➢ Das Kartellverbot verbietet:

• Beschlüsse von Unternehmensvereinigungen =

Abgabe paralleler Erklärungen in

verbandsmäßigen Organisationen, wie z.B.

Vereinen, Gesellschaften oder Verbänden

• Ausreichend, dass Unternehmensvereinigung

ernsthaften Willen bekundet, das Verhalten der

Mitglieder auf bestimmtem Markt zu koordinieren =>

keine Wirksamkeit des Beschlusses erforderlich
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1.3. Kartellverbot

➢ Das Kartellverbot verbietet:

▪ Abgestimmte Verhaltensweisen = durch Verständigung 

herbeigeführte Minimierung der Risiken eines

unkoordinierten Marktes. Voraussetzung daher:

• Abstimmung, insbes. ein Informationsaustausch

• Erwartung einer Koordinierung des künftigen 

Marktverhaltens
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1.4. Abgestimmte Verhaltensweisen

▪ Formen abgestimmter Verhaltensweisen [= durch 

Abstimmung herbeigeführte Minimierung der 

Marktrisiken]:

• Problematik der Abgrenzung von reinem 

Informationsaustausch [LKW Kartell]:

o Ableitung von Informationen aus 

Marktverhältnissen 

[Markterforschung/Preisbeobachtung] zulässig

o Problematisch Kontaktaufnahme: Vermutung der 

Verwendung ausgetauschter Daten im Wettbewerb
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1.4. Abgestimmte Verhaltensweisen

▪ Formen abgestimmter Verhaltensweisen [= durch 

Abstimmung herbeigeführte Minimierung der 

Marktrisiken]:

• Verhaltensabstimmung über den Markt: Durch 

Marktverhalten erfolgende Verhaltenskoordinierung

o Beispiel: Preiserhöhungen durch auf dem 

Kraftstoffmarkt führende Unternehmen führt zu 

Nachziehen der Konkurrenten innerhalb weniger 

Stunden

15
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1.4. Abgestimmte Verhaltensweisen

▪ Einsatz von Preissetzungssoftware

• Überwachung der Preise der Wettbewerber im 

Internet in Echtzeit und automatisierte Anpassung 

der eigenen Preise

o Problematik: Vollständige Transparenz von Online 

Märkten für die Anbieter => Wettbewerbsvorstöße 

z.B. Preissenkungen unattraktiv: sofortige 

Gegenmaßnahmen

o Verwendung von Preissetzungssoftware zur 

Überwachung von Preisabsprachen: unzulässig
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1.4. Abgestimmte Verhaltensweisen

▪ Formen abgestimmter Verhaltensweisen:

o Dachziegel: Der Marktführer in der 
Tondachziegelbranche erklärt in einem 

Verbandstreffen einen Energiekostenzuschlag 

einführen zu wollen; die anderen Unternehmen 
führen den Zuschlag ebenfalls ein => Bußgelder im 

Umfang von ca. € 188 Mio.

o Pflastersteinverfahren: Präsentation eines 

Berechnungsmodells der erforderlichen 

Preiserhöhung pro qm bei Zementpreiserhöhung 

um € 1 pro to
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2.1. Preisabsprachen

Erfasst sind unmittelbare und mittelbare

Einschränkungen autonomer Preisfestsetzung 

[Kernbeschränkung]

➢ Kritische Fälle:

▪ Mittelbare Bindungen von Preisen: Festlegung von 

Preisrelationen zwischen verschiedenen Produkten 

oder Referenzpreisen für ein Standardprodukt, von 

dem Preise abweichender Produkte abgeleitet werden
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2.1. Preisabsprachen

➢ Verboten sind:

▪ Preisabsprachen und Preisabstimmungen: Umfasst 

sind alle Preisbestandteile, wie Zuschläge und 

Sonderkosten [z. B. Paletten-Gebühr, Kosten für 

Kraneinsatz] 

▪ Absprachen und Abstimmungen über den Zeitpunkt 

und die Höhe von Preisanhebungen

▪ Absprachen und Abstimmungen  über Preisstrategien, 

Preiskorridore [Mindest- oder Höchstpreise] und 

Preisgebiete
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2.1. Preisabsprachen

➢ Kritische Fälle:

▪ Absprachen über Kalkulationsfaktoren, z. B. 

Handelsspannen,  Rabatte, Teuerungszuschläge, 

Gebühren = Einschränkung des Preiswettbewerbs

• Zement: Einführung eines CO 2 Zuschlags wg. 

Anstiegs der Beschaffungspreise für CO 2  

Zertifikate 

▪ Konditionenabsprachen: Festlegungen auf allgemeine 

Geschäftsbedingungen: unzulässig bei unmittelbaren 

oder mittelbaren Auswirkungen auf Preise
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2.1. Preisabsprachen

➢ Kritische Fälle:

▪ Preislistenbindung: Zulässig soweit im Einzelfall 

Änderung der Liste und Abweichung von der Liste 

möglich

▪ Bruttopreisvereinbarungen: Änderung nur durch 

Rabatte oder Nachlässe => unzulässig wg. Einengung 

der Bandbreite des Preiswettbewerbs: Erstarrung von 

Preisstrukturen

• LKW Kartell: Informationsaustausch betreffend 

Bruttopreise und Bruttopreislisten in der EU
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2.1. Preisabsprachen
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Beispiel Stahlstrahlmittel: 

• Einigung der europäischen Hersteller: auf 

Schrottpreisindizes beruhendes einheitliches 

Modell für die Berechnung des 

Schrottzuschlags für Stahlstrahlmittel  +

• Einführung eines Energiezuschlags +

• Mengenbeschränkungen zur Absicherung der 

Preisabsprachen: Weigerung der Belieferung 

von Abnehmern, die bei mehreren Herstellern 

beziehen
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2.2. Mengenabsprachen

Verboten sind Mengenabsprachen, z.B. Quoten

➢ Beispiel

▪ Schienenkartell: Absprache eines 

Mindestpreisniveaus und von Quoten im Bereich 

von Ausschreibungen der DB;

▪ Clearingstelle koordiniert durch Vorgabe von 

Konditionen die Teilnahme an den 

Ausschreibungen; Mehr- und Mindermengen der 

einzelnen Teilnehmer werden durch interne 

Lieferungen ausgeglichen; Bußgeldvolumen ca. 

124,5 Mio. € => Submissionsabsprache

]
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2.3. Submissionsabsprachen

➢ Rechtsfolgen:

▪ Verstoß gegen das Kartellverbot=> Bußgeldtatbestand

gem. § 81 Abs. 2 Nr. 1 GWB

▪ Strafrechtlicher Betrug [§ 263 StGB]: Voraussetzung:  

Täuschung der ausschreibenden Stelle über das 

Vorliegen eines Wettbewerbsangebots + Schaden = 

Vergabe zu einem höherem Preis als dem 

Wettbewerbspreis  

▪ Submissionsbetrug [§ 298 StGB]: Abgabe eines 

Angebots bei einer Ausschreibung + Absprache mit 

anderen Bietern oder der ausschreibenden Stelle
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3.1. Internetvertriebsvorgaben 

➢ Wettbewerbsbeschränkung im Vertikalverhältnis? 

▪ Beispiel: Hersteller hochwertiger Betonpflastersteine A 

schließt mit Baustoffhändler B einen Liefervertrag, 

mit einem Verbot des Vertriebs über das Internet

▪ => Wettbewerbsbeschränkung im Vertikalverhältnis: B 

kann nicht die gesamte Palette der Vertriebskanäle 

nutzen
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3.1. Internetvertriebsvorgaben 

➢ Wettbewerbsbeschränkung im Vertikalverhältnis? 

▪ Zulässigkeit:

• Kompletter Ausschluss der Nutzung des Internets als 

Vertriebsweg unzulässig: Beschränkung des Gebiets 

oder der Kunden, in das oder an welche 

Vertragswaren verkauft werden dürfen nach Vertikal 

GVO

• Ausschluss des Vertriebs über Suchmaschinen oder 

Preisvergleichsportale  nach Vertikal - GVO 2022 

unzulässig, soweit Ausschluss der Nutzung eines 

oder mehrerer Online Werbekanäle
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3.1. Internetvertriebsvorgaben 

➢ Wettbewerbsbeschränkung im Vertikalverhältnis? 

▪ Zulässigkeit: 

• Unzulässig auch Vorgabe eines Verkaufs nur in 

physischem Verkaufslokal oder in Anwesenheit von 

Fachberatern + Verbot der Übermittlung von 

Informationen zu Preisen an Preisvergleichsportale

• Zulässig: Anforderungen an Qualität oder 

Erscheinungsbild des Online – Shops, Anforderung 

des Betriebs eines physischen Verkaufslokals und 

bestimmte wert- oder mengenmäßige 

Mindestanforderungen an das Verkaufslokal
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3.2. Wettbewerbsverbote

▪ Beispiel: Tb Hersteller A kauft das Tb Werk von 

Konkurrent B. In dem Kaufvertrag vereinbaren A und B 

ein 5 jähriges Wettbewerbsverbot für B für einen 

Umkreis von 50 km um das Werk

• Abkauf von Wettbewerb = Bezahlung einer Prämie für 

einen Wettbewerbsverzicht => unterliegt dem 

Kartellverbot

o Zulässig: „Autonome“ Stilllegung durch B und 

Kauf/Pacht des Werkes durch A
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3.2. Wettbewerbsverbote

• Lösungen:

o Kauf / Pacht des laufenden Werkes unter 
Übernahme der Kundschaft mit 
Wettbewerbsverbot + Goodwill

• Achtung: Nachvertragliches Wettbewerbsverbot 
muss sachlich, zeitlich und räumlich beschränkt 
sein:

o Sachlich: Transportbeton

o Zeit: Bei Kauf des Werkes mit Übernahme von 
Goodwill und Kundschaft: 2 Jahre; nur 
Sachwerte: 0 Jahre

o Raum: 40 – 45 Fahrminuten um das betroffene Werk 

[Tb]
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3.3. Behinderungsmissbrauch

➢ Marktstarke Unternehmen unterliegen Beschränkungen:

• Relative Marktmacht = Abhängigkeit kleiner
oder mittlerer Unternehmen bei dem Bezug / der
Belieferung von Waren oder Dienstleistungen ohne
ausreichende und zumutbare Ausweichmöglichkeit

• Folge: Verbot der Behinderung und
Diskriminierung:

o Behinderung = Beeinträchtigung der
Betätigungsmöglichkeiten anderer Unternehmen
im Wettbewerb

o Diskriminierung = ungleiche Behandlung
gegenüber gleichartigen Unternehmen ohne
sachlichen Grund
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3.3. Behinderungsmissbrauch

➢ Überlegene Marktmacht gegenüber kleinen und mittleren
Unternehmen[= einseitiger Verhaltensspielraum bei der
Entwicklung von Marktstrategien infolge Größe und
Finanzkraft]:

• Kampfpreisstrategien = Preissetzung in
Verdrängungsabsicht von Konkurrenten => Preise
unterhalb der durchschnittlichen variablen
Kosten u.U. missbräuchlich: Verlust der Fixkosten
und teilweise der variablen Kosten

• Preis-Kosten-Schere vertikal integrierter
Unternehmen: Höhere Preise für Vorprodukte [z.B.
Zement] gegenüber Konkurrenten [z.B. im Tb Markt]
als sie selbst auf diesem Markt von nicht -
Konkurrenten fordern
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4.1. Entflechtung: Voraussetzungen

Entflechtung:

(1) Erhebliche und fortwährende Störung des 

Wettbewerbs auf einem mindestens bundesweiten 

Markt, mehreren  einzelnen Märkten oder 

marktübergreifend

(2) Verfügung BKartA gegenüber den störenden 

Unternehmen mit Feststellung der Störung, 

soweit anderweitige Abhilfemaßnahmen 

voraussichtlich nicht ausreichen

(3) Entflechtungsmaßnahmen: Abhilfemaßnahmen 

verhaltensorientierter oder struktureller Art  
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4.1. Entflechtung: Voraussetzungen

Entflechtung:

Erhebliche und fortwährende [mind. 3 Jahre] Störung 

des Wettbewerbs:

• Unilaterale Angebots- oder Nachfragemacht

• Beschränkungen des Marktzutritts bzw. 

Marktaustrittsaustritts oder des Wechsels zu anderen 

Anbietern oder Nachfragern 

• Gleichfömiges oder koordiniertes Verhalten

• Abschottung von Einsatzfaktoren oder Kunden durch 

vertikale Beziehungen
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4.2. Entflechtungsmaßnahmen

Entflechtungsmaßnahmen: 
▪ Gewährung des Zugangs zu Daten, Schnittstellen, 

Netzen etc.

▪ Vorgaben zu bestimmten Vertragsformen, 
Vertragsgestaltungen und Lieferbeziehungen + 
Standards

▪ Verbot der einseitigen Offenlegung von Informationen, 
die ein Parallelverhalten von Unternehmen begünstigen

▪ Gegenüber marktbeherrschenden Unternehmen oder 
Unternehmen mit überragender marktübergreifender 
Bedeutung für den Wettbewerb: Veräußerung von 
Unternehmensanteilen oder Vermögen
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5.1. Schwellenwerte

Schwellenwerte

(1) Weltweite Umsätze der beteiligten Unternehmen 

insgesamt € 500 Mio. und

(2) Mindestens ein Unternehmen hat Umsätze im Inland 

von  mind. € 25 Mio und

(3) ein anderes beteiligtes Unternehmen hat im Inland 

Umsatzerlöse von mindestens € 5 Mio

=> Zusammenschlüsse zwischen mittelständischen 

Unternehmen i.d.R. nicht fusionskontrollpflichtig
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5.1. Schwellenwerte

Schwellenwerte neu (11. GWB Novelle):

(1) Verpflichtung durch Verfügung des BKartA von 
Unternehmenmit Umsatzerlösen im Inland von mehr 
als € 50 Mio. für das erwerbende Unternehmen und

(2) Umsätzen im Inland von  mehr als € 1 Mio für das 
erworbene Unternehmen zur Anmeldung jedes 

Zusammenschlusses

(3) Voraussetzung: Feststellung erheblicher 
Behinderung des Wettbewerbs in dem betroffenen 
Wirtschaftsbereich durch Sektoruntersuchung

=> Zusammenschlüsse zwischen mittelständischen 
Unternehmen i.d.R. fusionskontrollpflichtig
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5.2. Untersagungsvoraussetzungen

Untersagungsvoraussetzungen:

(1) Materiell: Behinderung wirksamen Wettbewerbs, 

insbes. Entstehung oder Verstärkung einer 

marktbeherrschenden Stellung (Regelbeispiel)

(2) => Umfassende Gesamtbetrachtung unter 

Einbeziehung von Marktzutrittsschranken, 

potentiellem Wettbewerb und 

Marktanteilsabständen zu Wettbewerbern 

(3) Vermutung Marktbeherrschung bei Marktanteil von 

mind. 40% => greift ein, wenn Marktbeherrschung 

nicht festgestellt oder ausgeschlossen werden kann
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5.2. Untersagungsvoraussetzungen

Untersagungsvoraussetzungen:
(1) Behinderung wirksamen Wettbewerbs => Vergleich 

künftiger Wettbewerbsverhältnisse ohne 
Zusammenschluss mit denjenigen mit 
Zusammenschluss, insbes. Entstehung 
marktbeherrschender  Stellung

(2) Unilaterale Effekte: einseitige Dämpfung der 
Wettbewerbsintensität => Verhaltensspielraum eines 
Unternehmens [z.B. durch hohen Marktanteil]

(3) Koordinierte Effekte: Absehen von Wettbewerb 
langfristig zweckmäßiger als Wettbewerb [z.B. bei 
hoher Markttransparenz und Gefahr von 
Gegenmaßnahmen]
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5.3. Fallbeispiel

Erwerb der Fa. Ganser durch Rohrdorfer

▪ Sachverhalt: Rohrdorfer (23,9 % Heidelberger Cement) 
will 2 Tb - Standorte von Ganser in München und dem 
Landkreis München erwerben 

▪ Schwellenwerte: Rohrdorfer Umsätze > € 500 Mio / 
Ganser nicht bekannt, wohl im Inland > € 25 Mio.

▪ 2 Tage nach Anmeldung beim BKartA: Monatsbrief = 
Mitteilung (Frist 1 Monat) Eintritt in das 
Hauptprüfungsverfahren

▪ Untersagung muss innerhalb von 4 Monaten nach 
Anmeldung erfolgen, anderenfalls Freigabe
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5.3. Fallbeispiel

Erwerb der Fa. Ganser durch Rohrdorfer

▪ Während des Verfahrens, d. h. innerhalb der 4- 
Monatsfrist gilt Vollzugsverbot: Zusammenschluss darf 

nicht durchgeführt werden => Rechtsgeschäfte sind 

unwirksam 

▪ schuldrechtliche Rechtsgeschäfte, z.B. der 

Unternehmenskaufvertrag dürfen  abgeschlossen 

werden

▪ Bei Verstoß gegen Vollzugsverbot: Entflechtung durch 

Auflösungsverfügung des BKartA 

▪ Freigabe kann mit Bedingungen oder Auflagen 
verbunden werden
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5.4. Hauptprüfungsverfahren

Hauptprüfungsverfahren

▪ Zusammenschlusstatbestand: 

• Vermögenserwerb ganz oder wesentlicher Teil: asset 
deal+Umwandlungsvorgänge: Gesamtrechtsnachfolge

• Kontrollerwerb z.B. durch Beherrschungsvertrag

• Anteilserwerb 25% und/oder 50%: share deal 

• Gemeinsamer Erwerb von Anteilen an einem 
Unternehmen: Gemeinschaftunternehmen = 
Zusammenschluss der Mütter im Markt des GU

• Sonstige Verbindung => wettbewerblich erheblicher 
Einfluss

▪ Ganser: Kontroll- und Anteilserwerb
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5.4. Hauptprüfungsverfahren

Hauptprüfungsverfahren

▪ Marktabgrenzung = Bereich,  in welchem die 

fusionierenden Unternehmen mit anderen Unternehmen 

im Wettbewerb stehen:

• Sachlicher Markt: Bedarfsmarktkonzept = Waren, die 

für Nachfrager zur Deckung eines bestimmten Bedarfs 

austauschbar sind

• Vorliegend alle Märkte, auf denen die fusionierenden 

Unternehmen tätig sind :

• Vorwiegend Tb, jedoch auch Sand, Kies + gebrochener 

Naturstein +Trockenbaustoffe, z.B. Mörtel
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5.5. Marktabgrenzung

Hauptprüfungsverfahren

▪ Marktabgrenzung: Bereich,  in welchem die 

fusionierenden Unternehmen mit anderen Unternehmen 

im Wettbewerb stehen:

• Räumlicher Markt: ebenfalls Bedarfsmarktkonzept =

Nachfrager, die tatsächlich als Abnehmer der 

Fusionierenden in Betracht kommen

• Tb: Fahrzeit Isochronen von 40 Minuten um die 

Standorte

• Mineralische Rohstoffe 50-80 km, Trockenbaustoffe ca. 

300 km um die Werkstandorte
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5.6. Auswirkungen der Fusion

Hauptprüfungsverfahren: Unilaterale Effekte

▪ Horizontale Auswirkungen: Begründung oder 
Verstärkung einer Einzelmarktberrschung

• Vermutung einer Einzelmarktbeherrschung bei 40 % 

Marktanteil wird von Ganser/Rohrdorfer nicht erreicht
• Starker Wettbewerb der übrigen Anbieter

• Bei Zurechnung Heidelberger zu Rohrdorfer 

Marktanteil > 40 % Marktbeherrschung jedoch 
widerlegt

▪ Vertikale Auswirkungen: Marktabschottung auf dem 

Zementmarkt
• Rohrdorfer produziert Zement überwiegend für den 

Eigenbedarf
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5.6. Auswirkungen der Fusion

Hauptprüfungsverfahren: Koordinierte Effekte: 
▪ Gemeinsame Marktbeherrschung mehrerer Unternehmen 

[Beteiligung Heidelberger]
• Berücksichtigung des Binnenwettbewerbs [zwischen 

den Unternehmen] und des Außenwettbewerbs [ggüber 
dem Wettbewerb]

• Oligopolvermutung: 3 oder weniger Unternehmen mit 
Marktanteil 50 % oder 5 oder weniger Unternehmen mit 
Marktanteil 66 % im Tb Markt bei Zusammenfassung 
Ganser/Rohrdorfer erfüllt, jedoch nicht bei 
Einbeziehung mobiler Anlagen

• Betrachtung der Einzelmärkte der Tb Standorte 
Ganser: Oligopolvermutungen erfüllt
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5.6. Auswirkungen der Fusion

Hauptprüfungsverfahren

▪ => Kollusionsanfälligkeit des Tb Marktes München:

• Konzentrationsgrad des Marktes relativ hoch: 5 größte 

Anbieter nach dem Zusammenschluss mind. 66 % 

Marktanteil in den Regionalmärkten der Ganser 

Standorte

• Produkteigenschaften: Tb = homogenes Massengut

• Marktphase: Steigerungen des Tb Absatzes werden 

erwartet, insbes. durch mobile Anlagen

• Keine auffälligen Konzentrationstendenzen
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5.6. Auswirkungen der Fusion

Hauptprüfungsverfahren

▪ Kollusionsanfälligkeit des Tb Marktes München:

• Marktzutrittsschranken: Signifikant durch vertikal 

integrierte Anbieter

• Wettbewerbsdruck durch mobile Tb Anlagen und 

Einlieferungen in den Marktraum erheblich

• Markttransparenz nach BKartA hoch: vertikale 
Integration zwischen Bauunternehmen und Tb 

Herstellern + Informationssystem Transportbeton (SIT) 

+ Marktbeobachtung
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5.6. Auswirkungen der Fusion

Hauptprüfungsverfahren

▪ Kollusionsanfälligkeit des Tb Marktes München:

• Beteiligung Heidelberger an Rohrdorfer = Verflechtung

der beiden führenden Hersteller im Marktraum

• Multi-Markt Kontakte: Häufige Begegnungen der 

Marktteilnehmer => Märkte stabilisierende Wirkung: 

Abmilderung destabilisierender Effekte

• Abhängigkeit durch Lieferbeziehungen (Zement) 

gering: zumeist mehrere Zementlieferanten
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5.6. Auswirkungen der Fusion

Erwerb Fa. Ganser / Rohrdorfer: Hauptprüfungsverfahren
▪ Kollusionsanfälligkeit des Tb Marktes München:

• Abschreckungsmechanismen durch Beeinflussung 

von Lieferkonditionen: erschwert durch inhomogene 
Marktverhältnisse + hohe Zahl von Aufträgen

• Abschreckende Wirkung der Abhängigkeit von Tb von 

vertikal integrierten Unternehmen [Zement], die 
zugleich Wettbewerber sind => gewisse

Kollusionsanfälligkeit

• Nachfragemacht vor allem größerer Bauunternehmen 
als Bestandkunden wirkt Kollusionstendenzen 

entgegen
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5.6. Auswirkungen der Fusion

Hauptprüfungsverfahren

▪ Tatsächliches Wettbewerbsgeschehen:

• Marktbeherrschungsvermutung: 2/3 Marktanteil von 5 
Marktteilnehmern in beiden Regionalmärkten der 
Ganser - Standorte nach der Fusion erfüllt [Schwenk, 
Heidelberger, Solnhofer, Ganser, Cemex]

• => Gefahr einer Koordinierung des Preisverhaltens in 
den relevanten Regionalmärkten

• Insgesamt: kein sehr hoher Grad an 
Kollusionsanfälligkeit des Marktes + Verhalten Ganser 
im Markt spricht nicht für das Entstehen von Kollusion 
=> Freigabe
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6.1. Wettbewerbsregister
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▪ Kartellverstöße mit einem Bußgeld von mindestens € 

50.000 und Verurteilungen wg. Submissionsbetrugs (§

298 StGB) -> zwingende Meldung an das 

Wettbewerbsregister [BKartA]

• Abfragepflicht: Öffentliche Auftraggeber sind 

verpflichtet, ab einem geschätzten Auftragswert von 

€ 30.000 Eintragungen abzufragen

• Auftraggeber entscheidet in eigener Verantwortung 

über Ausschluss eingetragener Unternehmen aus 

dem Verfahren
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6.2. Wettbewerbsregister
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▪ Ca. 7.000 Unternehmen im Register gelistet wg. 

Verfehlungen => Voraussetzungen vorzeitiger 

Löschung [sog. Selbstreinigung]:

• Ausgleichszahlung oder Verpflichtung zur Zahlung 

für durch das Fehlverhalten verursachten Schaden

• Klärung der Umstände des Fehlverhaltens und des 

verursachten Schadens durch aktive 

Zusammenarbeit mit den Behörden

• Konkrete technische, organisatorische und 

personelle Maßnahmen zur Verhinderung weiteren 

Fehlverhaltens [Compliance Programm]

„
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7.1. Schadensersatzansprüche 
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➢ Voraussetzungen:

▪ Follow on Prinzip: Entscheidung einer 

Wettbewerbsbehörde [BKartA, EU Kommission] bindet 

=> Sachverhalt + dessen rechtliche Würdigung stehen 

fest

▪ Widerlegbare Vermutung einer Schadensentstehung 

aus dem Kartell [=Vereinbarung +/ abgestimmtes 

Verhalten] 

▪ Schadenshöhe kann geschätzt werden; Transaktion 

zum kartellbedingt erhöhten Preis muss nachgewiesen 

werden
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7.1. Schadensersatzansprüche
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➢ LKW - Kartell:

▪ Follow on Prinzip im LKW - Kartell Fall: Austausch von 

Brutto - Preislisten und koordiniert geplante 

Listenpreiserhöhungen geeignet Preise zu erhöhen

▪ Anscheinsbeweis eines Preiseffekts: Beschränkt auf 

typische Fälle, z.B. Quoten- und Kundenschutzfälle 

[Schienenkartell]

▪ Erfahrungssatz [tatsächliche Vermutung], dass 

Kartellpreise im Schnitt über den Marktpreisen liegen, 

greift: Kartell => Mehrerlös
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7.2. Informationsaustausch

2024-03-20 ©  Dr.  Müller-Feldhammer, Stuttgart 55

➢ LKW - Kartell:

▪ Ab 2016 [Belieferungszeitpunkt]: gesetzliche 

Vermutung  der Verursachung eines Schadens durch 
ein Kartell => keine Begrenzung auf hard core Kartelle, 

z.B. die Koordinierung von An- oder Verkaufspreisen

▪ Kein bloßer Informationsaustausch im LKW – Kartell 
über Listenpreise: Besprechung künftiger Listenpreise 

+ Koordinierung der künftigen Preissetzung+ 

punktuelle Preisabsprachen

▪ Laufzeit und Intensität der Absprachen sind in die 

Betrachtungsweise einzubeziehen => Ergebnis offen

"Dinekannter Autor ist lizenziert gemäß CC BY-SA

https://www.flickr.com/photos/sludgeulper/2934224326/
https://creativecommons.org/licenses/by-sa/3.0/
https://creativecommons.org/licenses/by-sa/3.0/
https://creativecommons.org/licenses/by-sa/3.0/
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7.3. Kostenabwälzung
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➢ LKW - Kartell:

▪ Einwand der Kostenabwälzung des Schadens auf die 

nächste Marktstufe: Schaden entsteht endgültig mit 

Abschluss eines Kaufvertrages [sog. passing on 

defence]

▪ => Weitergabe setzt voraus, dass Abnehmer seinen 

Kartellschaden aufgrund eines kartellbedingt 

gestiegenen Preisniveaus auf den Anschlussmarkt 

abwälzen kann:

• Grad der Marktabdeckung des Kartells

• Wettbewerbsintensität  zwischen den Abnehmern
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7.3. Kostenabwälzung
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➢ Privatrechtliche Schadensersatzklagen:

▪ Bei hinreichendem Zusammenhang mit dem 
kartellbedingten Preisaufschlag wird Mehrerlös 
ebenfalls als Kartellschaden betrachtet = 
Preishöhenschaden

▪ Abwälzung aufgrund eines kartellbedingt gestiegenen 
Preisniveaus auf dem  Markt der Abnehmer

▪ Folge: Schaden des Abnehmers ist ausgeglichen: 
mittelbare Abnehmer können Kartellanten in Anspruch 
nehmen

▪ Zu Gunsten des mittelbaren Abnehmers:  gesetzliche 
Vermutung der Weitergabe des Schadens
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7.4. Gesamtschuld

2024-03-20 ©  Dr.  Müller-Feldhammer, Stuttgart 58

➢ Privatrechtliche Schadensersatzklagen:

▪ Gesamtschuldnerische Haftung aller Hersteller für den 

entstandenen Schaden => Sicherstellung des 

Innenausgleichs: Maß der Schadensverursachung

▪ Umsatz

▪ Marktanteil

▪ Rolle im Kartell

▪ => Anspruchsgegner kann ausgewählt werden

▪ => Sicherstellung der Vollstreckbarkeit + evtl. Wahl des 

Gerichtsstands
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7.4. Sammelklagen
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➢ Privatrechtliche Schadensersatzklagen:

▪ Sammelklagen-Inkasso, d.h. Abtretung von 

Forderungen gegen den gleichen Schuldner aufgrund 

im wesentlichen gleichgelagerter Lebenssachverhalte 

zur gebündelten Geltendmachung zulässig

▪ Sammelklagen- Inkasso kann auch mit der 

Vereinbarung eines Erfolgshonorars verknüpft werden

• Inkassogesellschaft muss so mit Kapital ausgestattet 

sein, dass sie anfallende Prozesskosten tragen kann
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8.1. Legalitätspflicht
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➢ Privatrechtliche Schadensersatzklagen:

▪ Unternehmensleiter haftet nach allgemeinen 

Grundsätzen für den Schaden der Gesellschaft aus 

privatrechtlichen Schadensersatzklagen

▪ Pflichtverletzung: Unternehmensleiter [GF, Vorstand] 

unterliegt Legalitätspflicht => Einhaltung aller 

einschlägigen Normen

▪ Verschulden: Leiter kann sich nicht auf Unkenntnis 

berufen: zentrale Normen des Wettbewerbsrechts 

müssen bekannt sein 
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8.1. Legalitätspflicht
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➢ Privatrechtliche Schadensersatzklagen:

▪ Unternehmensleiter haftet nach allgemeinen 

Grundsätzen für den Schaden der Gesellschaft aus 

privatrechtlichen Schadensersatzklagen

▪ Pflichtverletzung: Unternehmensleiter [GF, Vorstand] 

unterliegt Legalitätspflicht => Einhaltung aller 

einschlägigen Normen

▪ Verschulden: Leiter kann sich nicht auf Unkenntnis 

berufen: zentrale Normen des Wettbewerbsrechts 

müssen bekannt sein 
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8.1. Legalitätspflicht
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➢ Privatrechtliche Schadensersatzklagen:

▪ Rechtsirrtum entlastet nur wenn Unvermeidbarkeit

vorliegt => wenn Leitungsperson Rechtslage sorgfältig 

prüft, Rechtsrat einholt und die höchstrichterliche 

Rechtsprechung beachtet  

▪ Einholung von Rechtsrat entlastet nur dann, wenn

• Rat von einem unabhängigen, qualifizierten 

Berufsträger stammt

• dieser über sämtliche für die Beurteilung 

maßgeblichen Umstände informiert wird
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8.1. Legalitätspflicht
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➢ Privatrechtliche Schadensersatzklagen:

• der Rechtsrat einer eigenen Plausibilitätskontrolle 

unterzogen wird und

• der Unternehmensleiter dem Rat folgt

▪ Unternehmensleiter kann sich nach den allgemeinen 

Grundsätzen auf die Weitergabe des Schadens an die 

nächste Marktstufe berufen

▪ D & O Versicherung trägt auch entstandenen Schaden 

im Regress, es sei denn, die Begehung der 

Kartellverstöße war nicht wissentlich
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8.2. Regress
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➢ Regress der Kartellbusse:

▪ Regress der Kartellbusse ist umstritten:

• OLG Düss. lehnt Regressfähigkeit der Kartellbusse 
ab: Zweck der  Unternehmensbusse: Angemessene 
Kontrolle der Organe durch die betroffene 
Gesellschaft

• LG Frankfurt: grdstzl. Regressfähigkeit, weil bei der 
betroffenen Gesellschaft entsprechender Schaden 
eingetreten ist, aber

• Begrenzung des Regresses auf den Ahndungsteil 
unter Ausschluss der Mehrerlösabschöpfung
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